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Wann greift eine Mutter an?
Wenn es um lhre Kinder gehtl
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Es wird darauf hingewiesen, sollte sich in dem Schriftsatz auf das Grundgesetz und nachfolgende Gesetze bezogen werden,
so ist dies kein Anerkenntnis dieser, sondern ein Hinweis darauf, wie bei Geltung jener zu verfahren wäre.

Sofortige Beschwerde

Hiermit wird sofortige Beschwerde nach § 567 (1) ZPO gegen den Beschluß Az. 3M tgzelto vom
20.12.2016 in Form einer rechtlich nichtigen Mitteilung (Entwurf) in Verbindung mit einem
Befangenheitsantrag (§ 4{ ZPO} wegen Rechtsbeugung (§ 339 §TPO} gegen die
vermeintliche Richterin Tolksdorf eingelegt.

Begründung:

Der Beschwerdeführerin (BF)Frau Margot Reiter wird das rechtliche Gehör in bezug auf das
Rechtsstaatsprinzip verweigert.

Rechtsstaatsprinzip

Prägend für die Verwaltungstätigkeit ist das im Grundgesetz unter den Art. 20 Abs. 3 und Art 28 Abs. 1 Satz 1

ausgedrückte Bekenntnis zum Rechtsstaat.

Unmittelbar bedeutet dies erst einmal, dass der Staät an Recht gebunden ist. Der Staat und seine Verwaltung

können also nicht nur das tun, was sie für richtig halten.
Das allein bringt jedoch nicht hinreichend den lnhalt dieses Prinzips zum Ausdruck, da bereits mehrfach in
neuerer Geschichte, dass formal gültiges Recht gegen grundlegende Werte des Zusammenlebens verstoßen
hat, wie etwa die Gesetzgebung der Nationalsozialisten oder die der Apartheitsregierung in Südafrika.

Rechtsstaatlichkeit bedeutet nicht nur die Form des Verfahrens, sondern auch den lnhalt, zu dem mindestens
auch die Menschenrechte zählen.

Rechtsstaatlichkeit bedeutet Ausübung staatlicher Macht auf der Grundlage
von verfassungsmäßig erlassenen Gesetzen mit dem Ziel der Gewährung von

Freiheit, Gerechtigkeit und Rechtssicherheit.

Es bedeutet also Rechtsstaatlichkeit das Ausüben von staatlicher Macht, daß der BRD bis zum
17.07.1990 auf besatzungsrechtlicher Grundlage mit dem Grundgesetz gegeben war. Es wurde aber
die Beweisführung der Tolksdorf vorgelegt, daß die BRD weder vor 1990 noch nach 1990 ein Staat
war.

Dem Gebilde BRD nach 1990 fehlt also der verfassungsgebende Kraftakt wie er in der neuen
Präambelzum GG geschrieben steht. Ein ebensolcher Mangel unterliegt dem sog. Freistaat §achsen.
Somit ist die Grundlage des Rechtsstaatsprinzips nicht vorhanden.



Es wird zum Vonrvurf der Rechtsbeugung aus dem Urteil des BGH vom 22.01.201442: BGH 2 StR
47 9l 13 folgend zitiert:
1,,Ein Beugen des Rechts gemö13 § 339 StGB liegt nach höchstrichterlicher Rechtsprechung nur vor, wenn sich
der Täter bewusst und in schwerwiegender Weise von Recht und Gesetz entfernt. Das Beugen des Rechts muss
mehr sein, als die Verletzung bindender Rechtsnarmen.".

Bindende bundesrepublikanische Rechtsnormen sind u. a. die Zivilprozeßordnung, die
Verwaltungsgerichtsordnung aber auch höchstrichterliche Entscheidungen wie jene zum rechüichen
Gehör vom 05. Februar 2A04 - Az. 2 BvR 1621ß3, der zwingenden handschriftlichen
Unterschriftsleistung vom BVenpG CI4.03.1993 Az.: I B 186.92, die die sächsische Justiz ständig und
if*91wieder verweigert, siehe hier auch den § 174 t3) ZPO; aber auch die Aufktärungspfticht, d-ie
das BVerfG äm 8. okrober 1985 - 2 BvR t 150/80 klargestellt hat und der das Gebot oes2tiierhinweises,
das auch im Artikel 19 (1) GG und Artikel 37 der SV festgehalten sind, unterstellt ist.

Die Rechtsnormen und Entscheidungen werden nicht nur gebeugt, sondern rundheraus nicht
angewendet.
Weiter wird aus dem o. g. BGH-Urteil folgend zitiert:
4,,.....Diese Differenzierung zwischen Rechtsverstol3 und "Beugung des Rechts" in obJektiver Hinsicht, bedingtem
Varsatz und "bewusster Entfernung von Recht und Gesetz" in subjektiver Hinsicht enthölt, entgegen in der
Literatur erhobener KritiL keinen Widerspruch, wenn für die praktische Anwendung des Tatbestands
hinsichtlich der Tatbestandsvoraussetzung der Verletzung einer Rechtsnorm bedingter Vorsatz ausreicht und für
die Schwerebeurteilung die ßedeutung der verletzten Rechtsvorschrift molSgebend ist."

Es steht in keiner Rechtsvorschrift, daß Beweisfilhrungen, wenn man sie nicht widerlegen kann, sie
als absurden irrigen Unsinn abzutun sind, wie es das LG Zwickau getan hat, denn das ist reine
Willkür. Die Willkur geht dann soweit, daß es Richter gibt, die glatt weg heraus meinen, daß ihnen die
Rechtsauffassung des Bevollmächtigten,Wurst' ist.

Jetzt wird aber der bisher beteiligten Justiz der Vonarurf des nicht nur bedingten Vorsatzes in der
Rechtsbeugung entgegengestellt, sondern der unbedingte Vorsafz (Dotus directus - direkter
(unbedingter) Vorsatz * liegt vor, wenn der Ti)ter um das Ergebnis seiner Tat wei!3 und diesen Erfolg so auch erreichen
will' Der Totbestandsvorsatz umfasst stets sowohl ein Wissenselement wie auch ein Willenselement (Zitiert ous proverbia-
iurls [1])

Es ist klar zu ersehen, daß wenn die sachsische Justiz das für sie als gültig angesehene
bundesrepublikanische Recht und Gesetz sowie höchstrichterliche Entschöidungen achten und
anwenden wurde, hier wird auf die Formel im Briefkopf hingewiesen, wäre es in der Sachlage niemals
zu einer so harten streithaften Auseinandersetzung zwischen der BF und der BRD-Verwaltüng, zu der
die säch§ische Justiz gehört, gekommen. Verhärtend ist in der Sachlage die Verweigerung der Justiz
die verfassungsgebenden Kraftakte des deutschen Volks zum Grundgäsetz sowie däs Stäatsvolks
des Freistaates Sachsen zur Verfassung von 1992 aufzuzeigen. Dies geschieht wie bereits oben
aufgezeigt um die BF von ihrem Behanen auf das Rechtsstaatsprinzipabzubringen. Dabei wird die
komplette Zerstörung des wirtschaftlichen Lebens der BF und inzwischen auch die Zerstorung des
körperlichen Lebens durch übermäßig starke seelische Belastung in kauf genommen.

Es hat den Anschein, daß die Herren und Damen der beteiligten Justiz ihre juristischen Staatsexamen
auf ein Studium des Hitlerverbrechers Freisler und dessen Willkür gestützt haben, nicht aber auf die
Lehre von lmmanuel Kant und dessen praktischer Vernunft.

Aus dem bis hierher vorgetragenen könnte män in den Glauben kommen, ,,daß Tolksdorf die geistige
Fähigkeit einer Besenkammerfee besitzt'. Diesem widerspricht aber, daß Tolksdorf um sich dichteiin
in der Brd nennen zu dürfen zwei Examen bedarf. Wenn diese Examen nicht bei Prof. Ast in der
Ba_umschule gemacht wurden, muß Tolksdorf in der Lage sein einfache und klare Beweisf{.ihrungen
aufzunehmen und diese aufgrund der Vorschrift des rechtlichen Gehörs zu widerlegen hat und äicht
wie sie es tut Zitat: Jm Übrigen sind die wirren Ausführungen des scheinbar bevolläächtigten Opett
auch in kein* sterweise in der Sacfre geeignet, die Art und weise der Zwangsvollstreckung zu
tangieren.'



Tolksdorf wurde darauf hingewiesen, daß zwar die eigentliche Streitsache von der Fa. O Hewer und
deren Rechtsanwalt losgetreten wurde und mit einem rechtlich nichtigen Vollstreckungserlaß in einem
zweiten Versäumnisurteilfestgehalten wurde, spätestens aber seit dem Jahr 2012 die Sache weiter
von der lnkassofirma KRK betrieben wird und genau diese lnkassofirma den Antrag auf
Vermögensauskunft gestellt hat.

Dazu wurde dem Widerspruch vom 30.11.16 ein Schreiben an die lnkassofirma beigefügt, in dem klar
hervorgeht, daß inzwischen diese lnkassofirma die Beitreibung der vermeintlichen Schuld im eigenen
Auftrag durchführt.
Ebenfalls wurde diesem Widerspruch das rechtlich nichtige Versäumnisurteil in den Anhang gestellt,
aus dem klar hervorgeht, daß das Urteil gegen Herrn Olaf Thomas Opelt lautet und nicht gegen Frau
Margot Milli Reiter. Rechtlich nichtig ist das Urteil, da es ohne handechriftliche Unterschrift des
Richters nichts weiter als einen Entwurf darstellt (siehe Urteil zur Unterschrift BVerwG 04.03.1993 Az.:
I B 186.92), was Tolksdorf ebenfalls mehrere Male mitgeteilt wurde.

Tolksdorf vermeint dann äußern zu dürfen: ,,Mithinrsf dr'eses veffahren von der vorgelegten
Vollmacht (Anlage 1) offenkundig nicht erfaßt.",
Was aber wiederum nicht der Tatsache entspricht wie es bereits im Widerspruch vom 30,'11.16 klar
aufgezeigt ist, da die lnkassofirma KRK die weitere Beitreibung ausführt. Somit ist Hen Olaf Thomas
Opelt nicht ,scheinbaf' Bevollmächtigter wie es Tolksdorf darstellt, sondern gesetzlicher Vertreter
nach § 79 Abs.2 ZPO.
Um in der ganzen Sache einen weiteren Schritt zum unbedingten Vorsatz der Rechtsbeugung zu tun
unterläßt die vermeintliche Richterin Tolksdorf auch unter diesem Beschluß wieder ihre
handschriftliche Unterschrift anzubringen, welches diesen wieder zu einem rechtlich nichtigen Entwurf
sinken läßt. Und als kleines l-Ttipfelchen wird diese Mitteilung mit einem gelben Brief gesendet, der
aber vom Empfänger ohne Empfangsbestätigung bleibt, dafirr aber von einem nichtverbeamteten
Zusteller als zugestellt bestätigt wird, was dem § 174 (4) ZPO widerspricht (siehe Entscheidung des
Bayerischen Verwaltungsgerichts mit AZ 1 K 13.30245 ) und auch der Tolksdorf im o. g. Widerspruch
bereits vorgetragen wurde.

Es wird daher beantragt:

1. Die beteiligten rechtsbeugenden Richter, hier insbesondere die Tolksdorf, sind aus der Saehe
zu entfemen. Ein Stratuerfahren gegen diese ist nach Vorschrift des § 339 StGB zu eröffnen.

2. Die verbleibende Justiz hat in der Sachlage sich strikt an bundesrepublikanisches Recht zu
halten und in den Uzustand zurückzuversetzen, aus dem dann in öffentlicher Verhandlung im
bezug auf den Artikel 14 des Paktes über brjrgerliche und politische Rechte llber die zivilen
Rechte und Pflichten der BF zu entscheiden ist.

3. Die Justiz des Landes Sachsen wird im zuge dessen aufgefordert die verfassungsgebenden
Kraftakte zum Grundgesetz und der sächsischen Verfassung nachzuweisen.

4. lst die sächsische Justiz nicht in der Lage den Punkt 3 zu erfüllen, ist sie aufgefordert sich um
das Rechtsstaatsprinzip im ganzen zu bemtlhen" Das bedeutet, sich für eine
volksherrschaftliche Verfassung und einen Friedensvertrag für das deutsche Volk einzusetzen
unter der Beachtung, daß die bis dato unwiderlegte Beweisführung des Bevollmachtigten zum
Nichtinkrafttreten der abschließenden Regelung in beeug auf Deutschland und des
Einigungsvertrages seit 2013 der Justiz vorliegt.

Olaf Thomas Opelt

\t!"-- 
u

Anhang: - erneute Vollmacht von Frau Margot Reiter
- lhr rechtl. nichtiges Schreiben vom 20.12,16 zu unserer Entlastung zurück
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U rku ndsb'bamtin der Geschäftsstelle

Amtsgericht Plauen

Vol lstreckungsgericht

Plauen, 19.01 .2017

Geschäflsstelle

Telefon: 03741 10 1552 (Frau Tremml)

03741 10 1553 (Frau Hilpert)

03741 10 1554 (Frau Wilke)

Telefax: 0374'1 10 '1556

Aktenzeichen: 3 M1.322116
(Bitte bei Antwort angeben)

Hewer, Patrick./. Reiter, Margot MilliZwan gsvol lstrecku ngssache

Sehr geehlre Frau Reiter,

anbei erhalten Sie die unter Anlagen genannten Dokumente.

dlichen Grüßen

Anlaoen:

Ausfertigung des Beschlusses vom 13.01.2017

Das Amtsgericht Plauen weist darauf hin, dass die persönlichen Daten derVerfahrensbeteiligten (wie Name, Anschrift) zur Ermöglichung des Geschäfts- und Schriftuerkehrs

Gerichts- und Verualtungspostfach; nähere lnfomationen unter ww.egvp.de.

Telefon:03741 10 10

Telefax: 03741'101,104

l\4ontag und Donnerstag:

8:00 Uhr- 12:00 Uhr

13:00 Uhr- 15:30 Uhr

M.amtsgericht-plauen.de Dienstag:

8:00 Uhr- '12:00 Uhr
'13:00 Uhr-'18:00 Uhr

Mittwoch und Freitag:

geschlossen - Termine

nur nach vorhedger

Vereinbarung möglich

Straßenbahnlinie 1 oder 3 bis Landesjustizkasse Chemnitr

Endhaltestelle, sonst Ridltung bei der Bundesbank Chemnits

Behördenzentrum IBAN: DE56870000000087001500

BIC: MARKDEF1870

08523 Plauen lntemet:



Ausfertigung

Amtsgericht Plauen

Vollstreckungsgericht

Aktenzeichen: 3 M 1322116

BESCHLUSS

_ In der Zwangsvollstrecku ngssache

Patrick Hewer, Mittelweg 169,20148 Hamburg

- Gläubiger -

Prozessbevoll mächti gter:

Rechtsanwalt Andreas Baum, lgnaz-Semmelweiß-Straße 9,67122 Altrip, Gz.: 12957712 AL

gegen

Margot Milli Reiter, geboren am 26.07.1950, Siegener Straße 24,08523 Plauen

- Schuldnerin -

Olaf Thomas Opelt, Siegener Straße 24,08523 Plauen

- sonstiger Beteiligter -

wegen Erinnerung gg.Art u. Weise d. Zwangsvollstreckung § 766 ZPO

ergeht am 13.01.2017 nachfolgende Entscheidung:

Der sofortigen Beschwerde vom 10.11.2017 wird nicht abgeholfen.

Das Verfahren wird zur Entscheidung über die sofortige Beschwerde dem Landgericht

Zwickau vorgelegt.

1.

2.

Seite 1



Gründe

Die angegebene Entscheidung war auf Grund der eingelegten sofortigen Beschwerde nicht

abzuändern. Die Ausführungen der Schuldnerin, die sie über den Herrn Thomas Opelt im

Schriftsatz vom 10.11.2016 zur Begründung vortragen lässt, ist in keinster Weise in der Sa-

che geeignet, die Art und Weise der Zwangsvollstreckung zu tangieren.

Buhles

Richter am Amtsgericht

Gleichlaut der Ausfertigung mit der Urschrift:

, 19.01 .2017

der Geschäftsstelle

Seite 2



Absender:

Amtdgericht Plauen

Europaratstraße 13

08523 Plauen

AKtenzeichen

Absender:

Amtsgericht PIauen
Europaratstraße 13

08523 Plauen

Bei derZustellung zu beachtende Vermerke

Förmliche llung
Weitersenden i des

f] e..irt s C"sAnrtsgerichts

fl nezirks des Landgerichts

ffi tntanos

[_J ErsaEzustellung ausgeschlossen

f rc"in" Ersatzzustellung an:

I fVicnt durch Niederlegung zustellen

flMitnngane der Uhrzeit zuste[en

Aktenzeichen

Amtsgericht Plauen
Europaratstraße 13, 08523 plauen

3 M 1322t16

Herrn

Olaf Thomas Opelt
Siegener Straße 24

08523 Plauen

Bei derZustellung zu beachtende Vermerke 

-

Hinweis: Umsc*rlag bitte auöewahren, siehe Rückseite!

Zugestellt am
(Datun, N- U1rort, g11167schrtfl)

$ü/lf il

I Ni"t.rt durch Niederlegung zustellen

f] Mitnngabe der Uhrzeit zustellen

Hinweis: Umschlag bitte autuewahren, siehe Rückseite!

Zugestellt am
(Datum, gqf. ütuait, tJnteß.,h/,t)

1t'
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@
c
I
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§
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d.

Bezirks des Arntsgerichts



Landgericht Zwickau

L;andgericht Zwickau
Ptatz C,ü Deutschen E.inheit 1, 08056 Zwi;kaL;

B T 15117

Frau
Nlargot Reiter
Sieger,er Straß,e 2:4

08523 Plauen

Zivilgericht

Zwickau, 19.O1 .2422

Gesclräftsstelle
'felefon: 0375 5092 411 Frau Kirschke

ü375 5092 412 llen Schnabel
Telefax: 0375 291684

Aktenzeichen: 8Tf9/17
(Bitte bei Antvvort angeben)

Beschwerdevedahrefl Hewer, P. ./. R.eitefl, fbT; {,E.ä.'r#§" Erinnerung gg.Art und Weise
d" Zwangsvotlsllreckung § 766 ZPO
hier: Zwangsvollstrecku rlgssachen

Sehr geehrte l:reru Reiter,

anbei erhalten Sie rlie unter Anlagen Eenar:rr*. 
-" :ki;rnelnte.

Mit freundlichen tGrüßen

Aruf Anordnung

I
Krrschke
U rkunrlsbea mtin der Gel;chäfts steile

Anlagel:
B,eglaubigte Abschrift des Beschlusses vom 14 U.2A22

h11 ps:/A,iww.j ustiz.sachse r.d€rlE,Kommuni kati ln.
Di'lnstgebäLlde: Telefon: l)375 5092 0 l\4o. clr Do. ii: rrj ,ri; 'l5.ll0 uhr. Nächster l"ialt öffenilicher Lancieslustizkässe chemnirzPlilz der Deutschen Ein h{,ir 1 Tetefax: 0375 29 1 6g4 lrr OB C0 b ; 1 2:0 I il i r Nairverkeh r; Zentralha lteste le bel cler Bundesbank Chemnitz08056 Zwickau internei:

wwjusr zsachsence/s2,, llät i,:rJ_f::i30000s70o1s00



Beglaubigte Abschrift
FR
c,'rJl-.

EJSI/EAI
',-i';l lN
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Landgericht Zwickau

Zivilgericht

Akterrzeichert: B T 19117

AmtsEericht Plauen, 3lll 1322i16

gg«ir'tHi,L,lS{S

ln Sachen

Patricl.: Hewer, l/ittelweg 169, 20148 H:nrburg
LliauhiJ.,r ,';i'rl irn Beschwerdeverfahren nicht beteiligt -

P to z e s s; b e volrXn aehtlg_Lelr

Rechtsanwalt Andreas Elaum, lglnaz-Serr:, i,f 1.,'q::r.i-liirra3e 9, 67122 Altrip, Gz..129577l2 AL

gegen

1. I,ilarr;ot Milli Fteiter. §iiegent;r §traße ?4, ü85:3 Pl;luen
- Schuldnerin unrl Beschwerdeführerin -

2. Ol;lf Thorytasi Opelt, Siegener Straße ?4, iiSi:r?3, Plauen
- sonstiger Eeleii!i::ie.,r rr,i irn Beschwerdeverfahren nicht beteiligt -

Weitere Beteiliote:

Annett t(ur-th, Ol:ergerichts,rollzieherin, Si*g*n*r §tlaißr: t5, 08523 Plauen, Gz.: DR 1590/16
- Gerichtsvollzieherin -

wegen Erinnerung gg. Art und Weise d. Zwangsvollstreckung § 766 ZPO
hier: Zwangsvollstreckungssachen

erlässtdie 8. iZivilkammer des L.andgerichts Tlwicl<au durch

Richter am Larndgericht l\ielen als Einzelrichter

am 14.C11 "202',2

nachfolgende Ents c[.re,idu ng :

Seite 1



1

2.

Die sofortige Beschrruerde d,er §icii: rdneiin gegen tjen Erinnerungsbeschluss ces
Amtsgerichts Plauen - Vollstrecklins$llericirt - vom 2A.12.2A16 (AZ: '3 N413?2116)wird
als u nzulässig; verworfen.

Die Kosten des Eeschwercievefa;hrt.:r','ri träg{ tler vo}lnrachtiose Vertreter der Sr;huldne-
rin Olaf Thomas Opelt.

3. Eine Beschwerdewertentscheidung ist nicht veranlasst

Giri.lnde

Die sofortige Beschwerde ist unzulässig

Die Schuldnerin hat llerrn Olaf Tl-rcnras C:eiian: C,?.C1.2C', i'Vci n-acht efi:ilt jeC:ci nur ge-

gen ,,die Firma KRK lnkasso Gnibrl'. Vcrliege,ri gent esleclor;n um etre Volist'ec(-tirgssache
des Gläubigers Patrick Hewer. lns,:fern herndelt es sicn i.rm keine Vollmacht in lttesiger

Zwangsvollstreckungsangelegenheit.

Der Vertreter der Schuldnerin handelte also ohne Vollmacht

Damit ist die von Herrn Opelt eingelegte sofortige tseschwerde unzulässig

Sie hätte in der Sache auch keinen Erfolg gehabt.

Dem Beschwerdege,'icht erschließt sii:l'r niciii, was ein geg,-,n Herrn Opelt ergangenes \/er-

säumnisurteil mit hiesiger Zwangsvoilstre,ckungssache zu tui^ haben soll.

lm übrigen bringt cie. Schuldnen'ert'etei" nrir zusanrmeriharLglose und daher nicht rrachloll-

ziehbare Ausführungen.

lm übrigen wird zur Sach- und Recntslage a.f ciie zutrefferden .AusfÜhi'ungen des,\t',rtsge-

richts in der angefochtenen Entscheidung v€rwtesen,

Die Kosten des Beschvrlerdeveffahrens wärir?ir dern vollnraclrtloserr Beschwe"defüh«:rvertre-

ter aufzuerlegen.

Da am hiesigen Beschwerdevedahre;n cie Gegenseite nicht Leteiligt wurde, bedarf es an s ch

grundsätzlich einer Kostenentscheioung nicht, {a s:c'i ciie Kor;tenlast für einen erfolglcsen 3e-

schwerdeführer aus dem Gesetz selbst erEri:i, nänriich aus (i 2?- Ats. 1 S. 1 GKG i'V.m.2liff.

2121 der Anlage l zum GKG.

Da jedoch Herr Opell. als vollmachtlosei" Verri;reter gehandell r.ind auch im Beschwerd,:verfah-

ren seine Vollnracht rricht nachgewiesen lrat, clrwoh! das Anrtsgericht durch die angefochte'ne

Entscheidung auf die Notwendigkeit rlrner entsprecherncjen V,lllmacht hingewiesen hat, waren

ihm die Kosten des Eleschwerdeverfahrerns aufzuerlegen. Dries ergibt sich aus dern Veranlas-

serprinzip. Die Kost,antragungspflictrt "v'ollrnachtioser Vertrerter ist in der obergericirtlichen

Rechtsprechung anerkannt (OLG Kobleinz, iurBüro 20'i0, S. 154; 2A12, S. {i25: OLGStutt-

gart, MDR 2A1O,S. 1427; OLG Banrberg,,"luri3üro l)005, S.548; UGH Z i21, S' 40i1, MDR

1997, S. 1065).

Seite 2
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Demg,31116ß vlar der Kostenairspruch z, -i.§t::,''i c!,1,; vollnrachtiosen 'Vertreters Herrn Opelt

v«irzunehmen

Erne Eierschw,i)rdev/erterrtscheiClng u/err rricl^t veraitiasst. Die angefallelne Gerichtsgebühr ge-

mäß ZlitTer 212't der Anlage 1 zum Gl(G ist e ne F:e,stgebühr, richtet sich also nicht nach ei-

nt:m fsstzusetzenden E;eschr.r,eri'deweft DerarliSe lVe'rtgebühren (insbesondere nach dem

Rechtl;anwaltsvergütung;sgesetz - RVGr sinci in: hiesigen 3eschwerdeverfahren nicht angefal-

len.

Nielen

Richter am Landgericht

FLir lle Flicnr.igkeit der Abschritt

, 19.01 .2422

4

h ;-schite

\
c_, 'J qI1

I - ,.- '', '.:.-

t- r' . -,

. \.--, -'
,r,4,g13ggri

!

Jusiizbesclräfiigie
,(.

als .-jrfi-,ndsbeamt!n der Geschäftsstelle

A+
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Olaf Thomas Opelt
Siegener Str. 24
08523 Plauen

E-Post: hotel-adler-rc@onli ne. de
Bundvfd.de

Olaf Thomas Opelt, Siegener Straße 24, 08523 Plauen

Vizepräsident Hartman n

Landgericht Zwickau
Platz der Deutschen Einheit 1

08056 Zwickau

Wann greift eine Mutter an?
Wenn es um lhre Kinder geht!

Sei Wehrhaft Deutschland

maledictus,
qui pervertit iudicium

Wir bitten in derAntwort Zeichen und
Datum dieses Schreibens anzugeben

lhr Zeichen lhre Nachricht vom Unser Geschäftszeichen Datum
8 T 19117 (AG 19.A1.2022 SB-AL-RB 01/22 27,CI1.2022

Plauen 3M 1322116)
Es wird darauf hingewiesen, §ollte sich in dem Schriflsstz auf das Grundgesetz und nachfolgende Gesetzo bezogen werden,
so ist dies kein Anerkenntnis dieser, sondern ein Hinweis darauf, wie bei Geltung jener zu verfahren wäre.

Ankündigung von Schadenersatz nach Vorschriften des
Bürgerlichen Gesetzbuchs

Sehr geehrter Herr Hartmann,

lch werde keine Beschwerde, Widerspruch oder ähnliches auf das wiederum rechtlich
nichtige Schreiben lhrer Arbeitsstelle AZ. 8T 19117, das sie als Landgericht Zwickau
bezeichnen, einlegen.

Folgende Entscheidungsgründe haben mich dazu bewogen:

L

Da vor einem Landgericht nach rechtsgültigem deutschen Recht und Gesetz nur mit einer
rechtlich zugelassenen Vertretung gehandelt werden kann, bin ich hier nicht in der Lage
mich selbst in der Angelegenheit zu vertreten.

2.
Einem Anwalt, der nach lhrer Rechtsanwaltsordnung zugelassen ist, ist es nicht möglich
unter der spezifischen Missachtung von gültigem deutschen Recht und Gesetz auf
Grundlage des Völkerrechts in meiner Sache tätig zu werden, da er nach § 33 RAO [Jder
Anwaltskammer und dem Richter verpflichtet ist.
Der Rechtsanwalt ist also der Macht des Faktischen verpflichtet und wird, wenn er gegen
diese Macht handelt, seine Zulassung an den bundesdeutschen Gerichten verlieren.

Gültiges deutsches Recht ist, das von den vier alliierten Siegermächten von den willkürlichen
Regeln der Hitlerschergen bereinigtes Gesetz und Recht auf der Grundlage des
verbindlichen Völkerrechts, wozu auch die zwei Menschenrechtspakte Zählen.
Die Macht des Faktischen beruht auf der Missachtung des yerbindlichen Völkenechts,
insbesondere dem Selbstbestimmungsrecht der Völker aus den Artikeln 1 der beiden
Menschenrechtspakte.
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Das Selbstbestimmungsrecht der Völker, mit dem sich das deutsche Volk eine wahrhafte
und vom Volk tatsächlich in Kraft gesetzte Verfassung schaffen könnte, was die drei
Alliierten in ihrer Erklärung vom 2.8.1945 (PotsdamerAbkommen) folgend formulierten:,,Die
Alliierten wollen dem deutschen Volk die Möglichkeit geben, sich darouf vorzubereiten, sein
Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundloge von neuem wiederoufzubouen."

Die Alliierterr machten aber auch darauf aufmerksam:,,So ist dem deutschen Volk

klorzumachen, doJl die Verantwortung für diese Verwaltung und deren Versogen ouf ihm
ruhen wird."

Das Versagen der Verwaltung, die sich Regierung der Bundesrepublik nennt, und im zuge
dessen die weitere Venraltung sich auf das Grundgesetz für die BRD und nicht der BRD
bezieht, Iiegt daran, dass zum zweiten Mal nach 1949 ein verfassungsgebender Krafiakt des
deutschen Volkes in die Präambel des GG Eingang fand, obwohl dieser nicht stattgefunden
hat [21. War es 1949 der Parlamentarische Rat, dessen Wunsch in der Präambel Eingang
fand, dass das deutsche Volk zumindest in den dreiWestbesatzungszonen das GG in Kraft
setze, war es letztendlich aber die Anweisung der drei Westbesatzungsmächte aufgrund
ihrer Vorbehalte zum GG, das dieser verfassungsgebende Kraftakt des deutschen Volks
nicht stattfand, sondern gemäß der Anweisung der Westmächte, das lnkraftsetzen des GG
bewerkstelligt wurde, so wie es heute noch im unveränderten Art. 144 GG festgehalten ist.

Das Vorbehaltsrecht der Westmächte, das sie im Genehmigungsschreiben zum
Grundgesetz vom 12.5.1949 [§J aufgezeigt haben und hier insbesondere im Punkt 9 folgend:

,,9. Wir möchten, dass klar verstanden wird, dass nach der Einberufung der in dem
Grundgesetz vorgesehenen gesetzgebenden Körperscltaften und nqch der Wahl des

Prösidenten und der Wohl und Ernennung des Kanzlers und der Bundesminister in der dafür
im Grundgesetz vorgesehenen Form die Regierung der Bundesrepublik Deutschland
errichtet und das Besatzungsstotut in Kraft treten wird.'

1990 aber, nachdem durch die drei Westmächte aufgrund ihrer Vorbehaltsrechte zum GG
der Art. 23 alte Fassung aufgehoben wurde, damit der Geltungsbereich des GG weggefallen
war, konnte das GG nirgend mehr gelten und ist daher rechtsungültig. Nun steht aber auch
in der 1990er Präambel ein verfassungsgebender Kraftakt des deutschen Volkes, mit dem
sich dieses das GG als Verfassung gegeben habe. Auch dieser Kraftakt des Volkes hat zu
keiner Zeit stattgefunden [f;].
Aber auch eine Versammlung ähnlich der im Art.. 144 GG hat das GG nicht in kraft gesetzt,
sondern es waren die wichtigen Männer, die sich 1990 einig waren, wie zu verfahren wäre.
I*1
Aus dieser Erkenntnis heraus und meines Unvermögens einen Kraftakt des deutschen
Volkes in den entsprechenden Bundesanalen (BGBI.) zu finden, hat es mich angetrieben,
weiter zu forschen und bin im zuge dessen zur Beweisführung über das rechtliche
Nichtinkrafttreten des Einigungsvertrages und im zuge dessen des 2+4 Vertrages
(Abschließende Regelung in bezug auf Deutschland) wegen unheilbarer Widersprüche te]
gelangt. Diese Beweisführung wurde bis dato von keinerlei BRD Verwaltungen widerlegt und
wurde genauso wie von lhrer Arbeitsstelle einfach mit einem Handstreich vom Tisch
gewischt.

ln der Mitteilung des Herrn Nielen ist folgend vermerkt:

,,lm übrigen bringt der Schuldnervertreter nur zusammenhonglase und daher nicht
no chvol I zie h ba re Ausfü h ru ng e n. "
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3.
Seitens lhrer Arbeitsstelle wird in dieser Sache von einem Gläubiger namens Hewer
ausgegangen, der von einem Rechtsanwalt Baum vertreten würde. ln der Sache der
Zwangsvollstreckung über den Gerichtsvollzieher handelte aber die lnkasso Firma KRK im
eigenen Auftrag (siehe § 164 BGB). Damit ist die Behauptung Opelt hätte von der
Beschwerdeführerin keinen mit Vollmacht gestützten Auftrag erhalten, hinfällig,

Zusammenfassend ist nichts weiter zu sagen, als dass was ich bereits in der,,sofortigen
Beschwerde" AZ SB-AL-RB 01/17 vom 10.01.2017 vorgetragen habe.

Ohne ein Problem zu haben lassen Sie die Aktenzeichen unsererseits unter den Tisch fallen,
was einem weiteren Hinweis darauf gibt, dass Sie nicht im geringsten gewillt sind, auf
Augenhöhe mit dem Beschwerdeführer und seinem Vertreter zu verhandeln.
Jegliche Hinweise, die ich lhnen gab, und die sich allesamt auf das Recht und Gesetz, auf
das Sie sich beziehen, gestellt wurden, haben Sie ebenfalls rnissachtet.
Sie missachten also die Entscheidungen hoher bundesdeutscher Gerichte bis hin zu dem
Gericht, was sich selbst Bundesverfassungsgericht nennt, obwohles keine solche
Verfassung gibt, sondern alleinig ein Grundgesetz für diesen Bund.
Carlo Schmid, SPD-Mitglied und Angehöriger des Parlamentarischen Rats trug in seiner
Rede vom 8.9.1948 t§l vor dem Parlamentarischen Rat vör, dass das GG keine Verfassung
wäre, sondern einzig und allein eine Organisationsform einer Modalität der Fremdherrschaft.
Diese Organisationsform beruhte damals auf dem noch heute gültigen Völkerrecht der
Haager Landkriegsordnung, insbesondere des Art. 43. Das Organisationsstatut (GG) wurde
mit dem Besatzungsstatut ergänzt. Dieses trat 1955 mit dem endgültigen lnkrafttreten des
Deutschlandvertrages und dessen Zusatzverträgen außer Kraft, da die Bestimmungen des
Besatzungsstatuts in diesen Verträgen enthalten waren.
Was geschah 1990 mit dem Rechtsungültigwerden des GG? Es wurde mit den
Venualtungen der drei Westbesatzungszonen am 25.09.1990 das ,,Übereinkommen zur
Regelung bestimmter Fragen in bezug auf Berlin" [7] geschlossen, das mit der Vereinbarung
vom 27.128.09.1990 [§]ergänzt wurde, in dem insbesondere folgend ausgeführt ist. ,,4. o) Die
Regierung der Bundesrepublik Deutschland erkliirt, dal3 sie sömtliche ongemessenen

Motlnohmen ergreifen wird, um sicherzustellen, do$ die weiterhin gültigen Bestimmungen
des Überteitungsvertrogs ouf dem Gebiet der gegenwörtigen Deutschen Demokratischen
Republik und in Berlin nicht umgangen werden."
Der Überleitungsvertrag [9], das dürften Sie wissen, ist ein Teil des Vertragspaketes, gekrönt
mit dem sog. Deutschlandvertrags [Q].

Damit wurde dafür gesorgt, dass die sowjetische Besatzungszone von den drei
Westbesatzungsmächten mitübernommen wurde.
So musste ein Weg gefunden werden, der zulässt die in der Beschwerde am Schluss
angeführten Anträge nicht zu beachten. Alles insgesamt ist die grundhafte Venrveigerung des
rechtlichen Gehörs. Rechtliches Gehör, das zu einem Gesprächsaustausch unbedingt dazu
gehört. Der GesprächsaustauschiDialog in der Antike als Dialektik bezeichnet, wurde schon
von Sokrates, dessen Schüler Platon und wiederum dessen Schüler Aristoteles auf die
unbedingte Grundlage der Wahrheit gestellt, denn ohne Wahrheit endet ein
Gesprächsaustausch, wenn er überhaupt noch stattfindet, unweigerlich im Streit.

Sie Herr Hartmann als derzeitiger Leiter des LG Zwickau, so auch die lhnen nachfolgenden
Richter, haben sich mit dem Diensteid im § 38 DR|G der Wahrheit verpflichtet. Sie al§
Dienststellenführer müssen die Unabhängigkeit lhrer unterstellten Richter beachten. Nach
§ 26 DRIG sind Sie aber für die Dienstaufsicht verantwortlich, um mit dieser Verantwortung
der Wahrheitsverweigerung entgegen zu treten.
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Was soll es aber bedeuten, dass diese neuerliche Mitteilung lhrerseits glatt 5 Jahre nach
dem letzten Notenaustausch stattfindet?
Beruht es auf dem Wechsel des vormaligen Führers Kirst von ihrer Arbeitsstelle an das
Landessozialgericht? Haben Sie die schmutzigen Ecken zu säubern, um das LG Zwickau
besenrein an einen neuen Führer übergeben zu können?

Sie verdingen sich als Teil der Justizverwaltung einem errichteten Regime und stützen
dieses. Damit machen Sie sich nach den §§ 3 & 7 des Völkerstrafgesetzbuches aus dem
Jahr 2042 [11] strafbar. lm § 7 des VSTGB lautet der Abs. 5 folgend: ,,Wer ein Verbrechen noch
Absotz 7 in der Absicht begeht, ein institutionalisiertes Regime der systematischen Unterdrückung
und Beherrschung einer rassischen Gruppe durch eine andere oufrechtzuerholten, wird mit
Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren bestraft, soweit nicht die Tat nach Absotz 1 oder Absatz 3 mit
schwererer Strofe bedroht ist."

Die Vergehen gegen die Vorschriften dieses Gesetzbuches sind lt. § 5 desselben
unverjährbar. Deswegen stelle ich hiermit vorsorglich Schadenersatzansprüche gegen Sie
und all die anderen Beteiligten nach den Vorschriften des Bürgertichen Gesetzbuches.

Diese Mitteilung an Sie wird öffentlich gestellt.

Mit freundlichen Grüßen

Olaf Thomas Opelt

Anhang:
lhre rechtlich nichtige Mitteilung vom 19.1 .2022A2I T 19117 zu unserer Entlastung zurück.

Verteiler:
Botschaften derVereinten Nationen in Berlin
Deutschlandverteiler

Legende:
[ 1 ] https ://urvuw. oesetze{ m-i ntemet. de/brao/ 33. htm I

[2] http:/lwww.bundvfd.de/wp-contenUuploads/2016/09/opglt-recht-04-050601.pdf
[3 J http://www. bu ndvfd. de/wp-contenUu ploadsl20 1 6/ 1 1 /opelt-recht- 1 1 -
Genehmiounqsschreiben-1 2.05. 1 949. pdf

[4] htto:/Aruww.bundvfd.dg/wp-contenUuoloads/2016/09/opelt-recht-02-100705.pdf

[5] http://www.bundvfd.delwp-contentluploaCs/2016/09/oqelt-recht-01-130501.pdf

[6] http:/turyw.bundvfd.de/wp-contenUuploads/20j6/11/opelt-recht-11-Cedo-§chnid.pdf
[7]http://www.bundvfd.de/wp-contenUuploadsl2016111/Reoeluns Berlin 25 09 90.pdf
[8] http://www.bundvfd.delwp-contenUuploadsl20l6/11/opslt-recht-11-VB-27.-28.9.1990.pdf
[9] http://www. bu ndvfd. de/wp-contenUuploads/20 1 6/1 1 /opelt-recht- 1 1 -
o/o C 3 %o 9C be rle itu no svertrao . pCf

[ 1 0J http:l/www. bundvfd. de/wp-contenUu ploads/20 1 6/1 1 lOpelt-recht- 1 1 -
Deutsch landvertraq. pdf

[1 1J http://www.bundvfd.de/wp-contenUuploads/2017/0't/opelt-recht-12-Vo/oC3%B6lkerstraf-
GB.pdf
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